ESF Plus-Richtlinie SMS

Richtlinie
des Sachsischen Staatsministeriums
fur Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt
zur Forderung von aus dem Europaischen Sozialfonds Plus mitfinanzierten
Vorhaben der Forderperiode 2021-2027
(ESF Plus-Richtlinie SMS)

Vom 7. Juni 2022

l.
Allgemeine Regelungen

1. Rechtsgrundlagen, Zuwendungszweck

Es gelten die Bestimmungen der EU-Rahmenrichtlinie vom 9. Dezember 2021 (SachsABI. S. 1723) in der
jeweils geltenden Fassung, soweit in dieser Richtlinie keine abweichenden Regelungen getroffen werden.
Diese Forderrichtlinie regelt die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung von Vorhaben zur
Verbesserung von Beschaftigungschancen, Beschaftigung und sozialer Integration sowie die Etablierung
einer Zukunftsplattform fur soziale Innovationen und dazugehdrige Modellvorhaben auf der Grundlage des
Programms des Freistaates Sachsen flr den Europaischen Sozialfonds Plus in der Forderperiode 2021-
2027.

2. Gegenstand der Forderung
Im Rahmen dieser Férderrichtlinie sind folgende Férdergegenstande férderfahig:

A. Jugendberufshilfen

Produktionsschulen

Schritt fur Schritt

Zukunftsplattform fir soziale Innovationen

Modellvorhaben zur Zukunftsplattform.

Art und Umfang der Zuwendung

a) Die Zuwendung wird als Projektférderung in Form eines Zuschusses als Anteilfinanzierung
gewahrt.

b) Es gelten die Vorgaben der Verwaltungsbehdérde ESF zur Forderfahigkeit der Ausgaben und
Kosten nach Anlage 2 der EU-Rahmenrichtlinie.

¢) Zuwendungsfahig sind Personal-, Sach- und Verwaltungsausgaben. Ausgaben der Teinehmenden
sind nur bei den Férdergegenstanden A bis C und E zuwendungsfahig.

d) Bezuglich der anzuwendenden Pauschalen und deren Héhe wird auf Ziffer Il dieser Richtlinie
verwiesen. DarUberhinausgehend nahere und aktuelle Angaben zu Art, Form und H6he der
Pauschalen sowie zur Nachweisfuhrung sind auf der Internetseite der Bewiligungsstelle
(www.sab.sachsen.de) veréffentlicht.

4. Verfahren

a) Bewiligungsstelle ist die Sachsische Aufbaubank - Forderbank - (SAB).

b) Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt gemals Nummer 7 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 der
Sachsischen Haushaltsordnung vom 27. Juni 2005 (SachsABI. SDr. S. S 226), die zuletzt durch die
Verwaltungsvorschrift vom 16. Dezember 2021 (SachsABI. 2022 S. 2) geandert worden ist,
zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 6. Dezember 2021 (SachsABI. SDr. S. S 178).
Die Bewiligungsstelle ist zur Einbehaltung einer Schlussrate berechtigt.

¢) Der Verwendungsnachweis zum Vorhabensende ist innerhalb von zwei Monaten nach Ende des
Bewiligungszeitraums bei der Bewiligungsstelle einzureichen. Die Bewiligungsstelle kann auf das
Einreichen eines Zwischennachweises zum Jahresende verzichten, wenn aufgrund der geringen
Vorhabensdauer seit Vorhabensbeginn keine maligeblichen Erkenntnisse flr die Erflllung des
Prufauftrages zu erwarten sind.

5. Beihilferechtliche Bestimmungen

a) Die Zuwendung erfolgt nach MalRgabe und unter Einhaltung der Voraussetzungen folgender
Bestimmungen und deren Nachfolgeregelungen in der jeweils geltenden Fassung:

aa) Verordnung (EU) Nr. 651/2014 (AGVO) der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung
der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der
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Artikel 107 und 108 des Vertrags uUber die Arbeitsweise der Europaischen Union (ABI. L 187
vom 26.6.2014, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2021/1237 der Kommission
vom 23. Juli 2021, (ABI. L 270 vom 29.7.2021, S. 39) geandert worden ist. Bei Anwendung
der AGVO sind die in der Anlage dargestellten Hinweise erganzend zu den Vorgaben der
Richtlinie zu beachten.

ab) Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 Uber die
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen
Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI. L 352 vom 24.12.2013), die zuletzt durch die
Verordnung (EU) Nr. 2020/972 der Kommission vom 2. Juli 2020 (ABI. L 215 vom 7.7.2020,
S. 1) gedndert worden ist.

ac) Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. April 2012 Uber die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union auf De-
minimis- Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse erbringen (ABl. L 114 vom 26.4.2012, S. 8), die zuletzt durch die Verordnung (EU)
2020/1474 der Kommission vom 13. Oktober 2020 (ABI. L 337 vom 14.10.2020, S. 1)
geandert worden ist.

ad) Beschluss 2012/21 der Kommission vom 20. Dezember 2011 Uber die Anwendung von
Artikel 106 Absatz 2 des Vertrages lber die Arbeitsweise der Europaischen Union auf
staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen,
die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
betraut sind (ABl. L 7 vom 11.1.2012, S. 3).

b) Ausgeschlossen von der Férderung sind Unternehmen, die einer Rickforderungsanordnung
aufgrund eines friheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulassigkeit einer
Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind (Artikel 1
Absatz 4 Buchstabe a der Verordnung [EU] Nr. 651/2014).

c) Bezuglich der Aufbewahrungsfristen gilt:

ca) Die Aufzeichnungen fur Nummer 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa sind gemaR Artikel 12
Absatz 1 der AGVO ab dem Tag, an dem die letzte Beihilfe auf der Grundlage der Regelung
gewahrt wurde, zehn Jahre lang aufzubewahren.

cb) Die Aufzeichnungen Uber De-minimis-Beihilferegelungen fir Nummer 5 Buchstabe a
Doppelbuchstabe ab sind gemaf Artikel 6 Absatz 4 der De-minimis-Verordnung zehn
Steuerjahre ab dem Zeitpunkt aufzubewahren, zu dem die letzte Einzelbeihilfe nach der
betreffenden Regelung gewahrt wurde.

cc) Die Aufzeichnungen Uber De-minimis-Beihilferegelungen fir Nummer 5 Buchstabe a
Doppelbuchstabe ac sind nach Artikel 3 Absatz 4 der DAWI-De-minimis-Verordnung zehn
Jahre ab dem Zeitpunkt aufzubewahren, zu dem die letzte Einzelbeihilfe nach der
betreffenden Regelung gewahrt wurde.

cd) Die Aufbewahrungsfrist der Aufzeichnungen fir Nummer 5 Buchstabe a

Doppelbuchstabe ad betragt nach Artikel 8 Absatz 1 des DAWI-Freistellungsbeschlusses
mindestens zehn Jahren ab Ende des Betrauungszeitraums.

L.
Besondere Regelungen

A. Jugendberufshilfen und
B. Produktionsschulen
1. Zuwendungszweck

Ziel der Férderung ist die Verbesserung der Integrationschancen benachteiligter junger Menschen in das
System der Erwerbsarbeit. Die am individuellen Bedarf orientierte Unterstitzung tragt dazu bei,
Benachteiligungen und Defizite abzubauen, eigene Ressourcen zu aktivieren und damit den Ubergang in
eine Berufsvorbereitung, Ausbildung oder Erwerbstatigkeit zu unterstitzen.

2. Gegenstand der Forderung

a) Gefordert werden Vorhaben der beruflichen Orientierung und der Ausbildungsvorbereitung, die
sich orientieren an den Vorgaben der arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit nach § 13
Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder und Jugendhilfe - in der Fassung der
Bekanntmachung vom 11.September 2012 (BGBI. | S. 2022), das zuletzt durch Artikel 32 des
Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607) geandert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung.
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aa) Jugendberufshilfen (A) sind sozialpadagogisch begleitete Qualifizierungs- und
Beschaftigungsvorhaben mit Gberwiegend fachpraktischer Vermittlung als niedrigschwelliges
Angebot der Berufsorientierung und Berufsvorbereitung zur Unterstiitzung des Ubergangs
in Ausbildung oder weiterfuhrende Vorhaben der Berufsvorbereitung sowie zur
Unterstiitzung des Ubergangs in die Erwerbstatigkeit.

ab) Produktionsschulen (B) sind sozialpadagogisch begleitete Vorhaben mit
produktionsschulorientierten Handlungsansatzen, in denen der Lernprozess individuell im
Zusammenhang mit realen Kundenauftragen und fir marktorientierte Produkte und
Dienstleistungen stattfindet.

b) Zielgruppe sind junge Menschen mit sozialen Benachteiligungen und/oder individuellen
Beeintrachtigungen, die im Prozess ihrer beruflichen und sozialen Integration in erhdhtem Mal3 auf
Unterstitzung angewiesen sind.

3. Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger sind anerkannte Trager der freien Jugendhilfe gemals § 75 des Achten Buches
Sozialgesetzbuch.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

a) Die Vorhaben richten sich an junge Menschen bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, die zum
Beginn des Vorhabens in der Regel die allgemeine Schulpflicht erflllt haben.

b) Der ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe muss das Vorhaben beflrworten. Der Bedarf und
die Nachhaltigkeit sind durch die jugendhilfeplanerische Stellungnahme des ortlichen Tragers der
offentlichen Jugendhilfe zu bestatigen. Der Zuwendungsempfanger stellt wahrend der
MalBnahmedurchfihrung die Zusammenarbeit mit allen beteiligten Stellen und Einrichtungen
sicher.

¢) Die Zusatzlichkeit des Vorhabens ist sicherzustellen. Vergleichbare weitere Eingliederungs- oder
Unterstltzungsleistungen flr die Teinehmenden sind vorrangig in Anspruch zu nehmen.

d) Die sozialpadagogische Betreuung bildet einen inhaltlichen Schwerpunkt der Vorhaben und ist
wahrend der gesamten Vorhabensdauer durch fachlich geeignetes Personal umzusetzen. Die bei
Bedarf notwendige projektbezogene Supervision und psychologische Unterstitzung der
Teinehmenden erfolgt durch fachlich geeignetes Personal.

e) Die Vorhaben sollen durch Fachanleiter und Fachanleiterinnen mit einer den fachlichen und
personlichen Anforderungen genligenden Qualifikation durchgeftihrt werden, bei
Produktionsschulvorhaben (B) unter besonderer Beachtung der methodischen Ausgestaltung der
werkpadagogischen Anleitung.

f) Der Antragsteller hat mit dem Antrag eine Vorhabenskonzeption vorzulegen.

g) BeiProduktionsschulvorhaben (B) hat der Antragsteller mit dem Antrag dartber hinaus ein
Konzept fur die Einrichtung geeigneter Instrumente zur Wahrung der Marktneutralitdt vorzulegen.
Den Produktionsbereichen und dem Dienstleistungsangebot ist ein mit den lokalen Wirtschafts-
und Sozialpartnern abgestimmtes Unternehmens- und Marketingkonzept zu Grunde zu legen.

h) Die Teilnehmenden eines Vorhabens haben ihren Hauptwohnsitz im Freistaat Sachsen.

i) Die Projektlaufzeiten, Gruppenstarken und Betreuungsschllssel der Fordergegenstande werden
in Abhangigkeit von der Zielgruppe und der Arbeitsmarktsituation festgelegt.

5. Umfang und Hohe der Zuwendung
a) Die Zuwendung betragt bis zu 90 Prozent der zuwendungsfahigen Ausgaben.

b) Personalausgaben werden bei Eigenpersonal als Stellenférderung oder personenbezogene
Pauschale je Einsatzstunde oder Einsatzmonat (Kosten je Einheit) ausgereicht. Die Hohe der
Pauschale richtet sich nach dem tatsachlich gezahlten Entgelt laut Lohn-/Gehaltsnachweis oder
dem Arbeitsvertrag zuzUglich einer Pauschale flir den Arbeitgeberanteil zu den
Sozialversicherungsbeitragen. Zur Berechnung der Pauschale je Einsatzstunde wird eine
Jahresstundenzahl von 1 720 Stunden zu Grunde gelegt.

c) Fur Teiinehmende wird eine pauschale Aufwandsentschadigung entsprechend den flr die ESF
Plus Forderung 2021-2027 im Freistaat Sachsen insgesamt festgelegten Kosten je Einheit als
forderfahig anerkannt:

- 8,60 Euro je Teinehmenden und Anwesenheitstag bei einer zusammenhangenden
Anwesenheit von mindestens sechs Zeitstunden, sofern die Vorhabenskonzeption eine
Mindestanwesenheit von mindestens sechs Stunden vorsieht,

- 3,10 Euro je Teiinehmenden und Anwesenheitstag bei einer zusammenhangenden
Anwesenheit von mindestens drei Zeitstunden, sofern die Vorhabenskonzeption eine
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Mindestanwesenheit von unter sechs Stunden vorsieht.

d) Eine Wegstrecken- und Mithahmeentschadigung bei Kfz- und Fahrradnutzung ist, sofern diese
nicht von anderen Pauschalen abgedeckt werden, gemal des Sachsischen Reisekostengesetzes
vom 12. Dezember 2008 (SachsGVBI. S. 866, 876), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes
vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 970) geandert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung, mdglich. Bei nicht 6ffentlichen Tragern wird grundsatzlich der erhdhte Satz der
W egstreckenentschadigung fur das Vorliegen triftiger Grinde anerkannt.

e) Fur Férdergegenstand (A) gilt weiterhin: Sach- und Verwaltungskosten werden als
Restkostenpauschale in Hohe von 35 Prozent der direkten forderfahigen Personalkosten
ausgereicht.

f) Flr Fordergegenstand (B) gilt weiterhin: Verwaltungskosten werden als Pauschalsatz fur indirekte
Kosten in Hohe von 7 Prozent der direkten forderfahigen Kosten ausgereicht.

g) Der ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe soll sich an der Finanzierung der Vorhaben
beteiligen.

6. Verfahren

Fir das Forderverfahren werden Stichtage festgelegt. Stichtage und konkretisierende
Forderbestimmungen insbesondere zu Ziffer || GroBbuchstaben A und B Nummern 4 und 5 dieser
Richtlinie werden in Abstimmung zwischen dem Staatsministerium flr Soziales und Gesellschaftlichen
Zusammenhalt (SMS) und der Bewiligungsstelle in Férderbausteinen auf der Internetseite der
Bewiligungsstelle (www.sab.sachsen.de) veréffentlicht.

C. Schritt fur Schritt
1. Zuwendungszweck

Ziel der Férderung ist die Verbesserung der Beschaftigungsfahigkeit von sehr arbeitsmarktfernen
Personen mit schwerwiegenden oder komplexen Problemlagen, die Uber andere Vorhaben
beziehungsweise Férdermaglichkeiten bislang nicht erreicht werden konnten. Es sollen die
Voraussetzungen fur die Aufnahme einer weiterfiuhrenden Mallnahme der beruflichen Integration
geschaffen werden.

2. Gegenstand der Forderung

a) Gefordert werden Vorhaben zur arbeitsbezogenen Motivation und persdnlichen Stabilisierung. Die
inhaltlichen Schwerpunkte der Vorhaben richten sich nach dem individuellen Férderbedarf:
Stabilisierung der Personlichkeit, Aufbau und Verstetigung einer Tagesstruktur, Entwicklung
sozialer Kompetenzen, Abbau von Wissensdefiziten. Im Rahmen der Vorhaben wird je nach
individuellen Voraussetzungen der Ubergang zu weiterfiihrenden Vorhaben der
Beschaftigungsférderung vorbereitet.

b) Zur Zielgruppe der Vorhaben gehdren insbesondere erwerbsfahige Leistungsberechtigte im Alter
von 21 bis 58 Jahren nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch - Grundsicherung fur
Arbeitsuchende - in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBI. | S. 850, 2094),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBI. | S. 760) geandert worden ist,
in der jeweils geltenden Fassung, deren Integration in den Arbeitsmarkt nur langfristig erwartet
werden kann.

3. Zuwendungsempfinger

Zuwendungsempfanger sind Trager (juristische Personen des privaten oder des 6ffentlichen Rechts sowie
natirliche Personen mit Unternehmereigenschaft), die die unter Nummer 2 Buchstabe a genannten
Vorhaben durchflihren.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

a) Der Bedarf sowie die Zusatzlichkeit der Vorhaben gegentiber bestehenden Angeboten der
sozialen und beruflichen Integration sind sicherzustellen. Vergleichbare weitere Eingliederungs-
oder Unterstltzungsleistungen flr die Teinehmenden sind vorrangig in Anspruch zu nehmen.

b) Die Ausgestaltung der Vorhaben findet in Abstimmung zwischen dem Zuwendungsempfanger
und dem 6rtlich zustandigen Trager der Grundsicherung fur Arbeitsuchende statt. Die
Abstimmung bericksichtigt Ziel und Gegenstand der Férderung nach dieser Richtlinie. Eine
entsprechende Vereinbarung begrindet nicht den Beginn der MaBBnahme.

c) Bestehende regionale Netzwerke und Beratungsangebote sollen in die Umsetzung der Vorhaben
einbezogen werden.

d) Die Teiinehmenden eines Vorhabens haben ihren Hauptwohnsitz im Freistaat Sachsen.
e) Der Antragsteller hat mit dem Antrag eine Vorhabenskonzeption vorzulegen.
f) Die Vorhaben sind wahrend der gesamten Vorhabensdauer durch fachlich geeignetes Personal
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umzusetzen. Die bei Bedarf notwendige projektbezogene Supervision und psychologische
Unterstltzung der Teilnehmenden erfolgt durch fachlich geeignetes Personal.

g) Die Projektlaufzeiten, Gruppenstarken und Betreuungsschlissel des Férdergegenstandes werden
in Abhangigkeit von der Zielgruppe und der Arbeitsmarktsituation im Férderbaustein festgelegt.

5. Umfang und Hohe der Zuwendung
a) Die Zuwendung betragt bis zu 100 Prozent der zuwendungsfahigen Ausgaben.

b) Personalausgaben werden bei Eigenpersonal als Stellenférderung oder personenbezogene
Pauschale je Einsatzstunde oder Einsatzmonat (Kosten je Einheit) ausgereicht. Die Hohe der
Pauschale richtet sich nach dem tatsachlich gezahlten Entgelt laut Lohn-/Gehaltsnachweis oder
dem Arbeitsvertrag zuzuglich einer Pauschale fir den Arbeitgeberanteil zu den
Sozialversicherungsbeitragen. Zur Berechnung der Pauschale je Einsatzstunde wird eine
Jahresstundenzahl von 1 720 Stunden zu Grunde gelegt.

¢) Sach- und Verwaltungskosten werden als Restkostenpauschale in Hohe von 40 Prozent der
direkten forderfahigen Personalkosten ausgereicht.

d) Eine Wegstrecken- und Mithnahmeentschadigung bei Kfz- und Fahrradnutzung ist, sofern diese
nicht von anderen Pauschalen abgedeckt werden, gemal des Sachsischen Reisekostengesetzes
moglich. Bei nicht 6ffentlichen Tragern wird grundsatzlich der erhéhte Satz der
Wegstreckenentschadigung flur das Vorliegen triftiger Griinde anerkannt.

e) Fur Teinehmende wird eine pauschale Aufwandsentschadigung entsprechend den fur die ESF
Plus Férderung 2021-2027 im Freistaat Sachsen insgesamt festgelegten Kosten je Einheit als
forderfahig anerkannt:

- 8,60 Euro je Teiinehmenden und Anwesenheitstag bei einer zusammenhangenden
Anwesenheit von mindestens sechs Zeitstunden, sofern die Vorhabenskonzeption eine
Mindestanwesenheit von mindestens sechs Stunden vorsieht,

- 3,10 Euro je Teilnehmenden und Anwesenheitstag bei einer zusammenhangenden
Anwesenheit von mindestens drei Zeitstunden, sofern die Vorhabenskonzeption eine
Mindestanwesenheit von unter sechs Stunden vorsieht.

6. Verfahren

Flr das Forderverfahren werden Stichtage festgelegt. Stichtage und konkretisierende
Férderbestimmungen insbesondere zu Ziffer || GroBbuchstabe C Nummern 4 und 5 dieser Richtlinie
werden in Abstimmung zwischen dem SMS und der Bewiligungsstelle in Férderbausteinen auf der
Internetseite der Bewiligungsstelle (www.sab.sachsen.de) verdffentlicht.

D. Zukunftsplattform fir soziale Innovationen und
E. Modellvorhaben zur Zukunftsplattform

1. Zuwendungszweck

Zweck der Forderung ist die Starkung der sozialen Innovationskraft als Antwort auf die fortschreitenden
Veranderungsprozesse in der Lebens- und Arbeitswelt. Eine entsprechende Infrastruktur hierflr soll
durch die Errichtung einer Zukunftsplattform flr soziale Innovationen geschaffen werden. In
Modellvorhaben wird die Erprobung innovativer Ideen erfolgen.

2. Gegenstand der Forderung

a) Die Férderung der Zukunftsplattform und der Modellvorhaben erfolgt im Bereich sozialer
Innovationen in den Themenfeldern der Sozialen Arbeit.

b) Die Zukunftsplattform (D) beinhaltet die Schaffung einer Austausch- und Koordinationsstruktur
zur Starkung und Forderung sozialer Innovationen. Diese umfasst die

ba) Initierung und Unterstitzung der Vernetzung relevanter Akteure aus Praxis, Wissenschaft,
Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft,

bb) Entwicklung und Identifikation sozial innovativer Konzepte unter Bericksichtigung der
sozialen und gesellschaftlichen Bedarfe in Sachsen,

bc) Beratung und Begleitung von sozial innovativen Vorhaben, Geschaftsmodellen und
Dienstleistungen sowie Bundelung von Informationsangeboten im Kontext sozialer
Innovationen,
bd) Ubergreifende Offentlichkeitsarbeit im Bereich sozialer Innovationen.
c) Die Modellvorhaben (E) dienen der zeitlich befristeten Erprobung sozial innovativer und
gemeinwohlorientierter Konzepte. Im Fokus stehen zivilgesellschaftliche, sozialwirtschaftliche und

sozialunternehmerische Vorhaben zur Lésung gesellschaftlicher und sozialer Problemlagen. Ziel
der Modellvorhaben ist es, neue Erkenntnisse im Feld sozialer Innovationen zu generieren und die
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gewonnenen Ergebnisse auf weitere Anwendungsfalle zu Gbertragen und folglich zu
reproduzieren.

3. Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger sind Trager oder ein Tragerverbund, die Vorhaben nach GroRbuchstabe D oder E
durchfihren. Voraussetzung ist, dass der Zuwendungsempfanger als juristische Person des privaten oder
Offentlichen Rechts organisiert ist. Flr einen Tragerverbund, der keine juristische Person des privaten oder
Offentlichen Rechts ist, muss unter der Voraussetzung des Satzes 2 ein Trager als
Zuwendungsempfanger fungieren.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

a) Gefordert werden bei der Zukunftsplattform (D) Zuwendungsempfanger mit Sitz oder
Niederlassung in den NUTS Il Regionen Dresden oder Chemnitz (vergleiche:
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/nuts/background); bei den Modellvorhaben (E)
Zuwendungsempfanger mit Sitz oder Niederlassung im Freistaat Sachsen.

b) Die Teilnehmenden eines Modellvorhabens (E) haben ihren Hauptwohnsitz im Freistaat Sachsen.
5. Umfang und Hohe der Zuwendung
a) Die Zuwendung betragt bis zu 95 Prozent der zuwendungsfahigen Ausgaben.

b) Personalausgaben werden bei Eigenpersonal als Stellenférderung oder personenbezogene
Pauschale je Einsatzstunde oder Einsatzmonat (Kosten je Einheit) ausgereicht. Die HOhe der
Pauschale richtet sich nach dem tatsachlich gezahlten Entgelt laut Lohn-/Gehaltsnachweis oder
dem Arbeitsvertrag zuzuglich einer Pauschale fir den Arbeitgeberanteil zu den
Sozialversicherungsbeitragen. Zur Berechnung der Pauschale je Einsatzstunde wird eine
Jahresstundenzahl von 1 720 Stunden zu Grunde gelegt.

c) Eine Wegstrecken- und Mithnahmeentschadigung bei Kfz- und Fahrradnutzung ist, sofern diese
nicht von anderen Pauschalen abgedeckt werden, gemal des Sachsischen Reisekostengesetzes
moglich. Bei nicht 6ffentlichen Tragern wird grundsatzlich der erhéhte Satz der
Wegstreckenentschadigung flr das Vorliegen triftiger Grinde anerkannt.

d) Fur Férdergegenstand (D) gilt weiterhin: Eine Verwaltungssachkostenpauschale wird
entsprechend den flr die ESF Plus Férderung 2021-2027 im Freistaat Sachsen insgesamt
festgelegten Kosten je Einheit als forderfahig anerkannt: 3,34 Euro je Verwaltungspersonalstunde
des Eigenpersonals.

e) Fur Férdergegenstand (E) gilt weiterhin:

ea) Sach- und Verwaltungskosten werden als Restkostenpauschale in Hohe von 40 Prozent der
direkten forderfahigen Personalkosten ausgereicht.

eb) FuUr arbeitslose Teinehmende ohne Anspruch auf Leistungen nach dem Dritten Buch
Sozialgesetzbuch - Arbeitsférderung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Marz 1997, BGBI. |
S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 1a des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBI. | S. 760)
geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, oder mit Anspruch auf Leistungen
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch wird eine pauschale Aufwandsentschadigung
entsprechend den flr die ESF Plus Férderung 2021-2027 im Freistaat Sachsen insgesamt
festgelegten Kosten je Einheit als férderfahig anerkannt:

- 8,60 Euro je Teinehmenden und Anwesenheitstag bei einer zusammenhangenden
Anwesenheit von mindestens sechs Zeitstunden, sofern die Vorhabenskonzeption eine
Mindestanwesenheit von mindestens sechs Stunden vorsieht,

- 3,10 Euro je Teinehmenden und Anwesenheitstag bei einer zusammenhangenden
Anwesenheit von mindestens drei Zeitstunden, sofern die Vorhabenskonzeption eine
Mindestanwesenheit von unter sechs Stunden vorsieht.

6. Verfahren

a) Eine Antragstellung fir die Férdergegenstande D und E ist nur nach Forderbekanntmachung SMS
und der dort konkretisierten Bestimmungen maéglich.

b) Modellvorhaben (E) werden flr einen begrenzten Zeitraum geférdert, der in den
Férderbekanntmachungen festgelegt ist.

1.
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veréffentlichung in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2030
auBer Kraft. Gleichzeitig tritt die ESF-Richtlinie SMS vom 31. Mai 2017 (SachsABI. S. 858, 966), zuletzt
enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 23. November 2021 (SachsABI. SDr. S. S 230), au3er Kraft.
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ESF Plus-Richtlinie SMS

Dresden, den 7. Juni 2022

Die Staatsministerin fur Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt
Petra Képping

Anlage
(zu Ziffer | Nummer 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa)

Sofern die MaBnahmen nach der Richtlinie als staatliche Beihilfen auf Grundlage der Allgemeine
Gruppenfreistellungsverordnung geférdert werden, sind erganzend zu den Vorgaben der Férderrichtlinie
die nachfolgenden Punkte zu beachten:

Anwendbare Freistellungstatbestande

Eine Férderung kann auf der Grundlage aller einschlagigen Artikel der AGVO gewahrt werden.
Forderverbot (Artikel 1 AGVO)

Von der Férderung ausgeschlossen sind Unternehmen beziehungsweise Sektoren in den Fallen des
Artikel 1 Absatz 2 bis 5 AGVO.

Beachtung der Anmeldeschwelle (Artikel 4 AGVO)

Bei der Bewiligung der Einzelvorhaben sind die Anmeldeschwellen nach Artikel 4 AGVO zu beachten.
Anreizeffekt (Artikel 6 AGVO)

Der Beihilfeempfanger muss vor Beginn der Arbeiten flr das Vorhaben oder die Tatigkeit den schriftlichen
Forderantrag gestellt haben. Dieser muss mindestens die folgenden Angaben enthalten:

Name und GréRRe des Unternehmens, Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns und des
Abschlusses, Standort des Vorhabens, die Kosten des Vorhabens, Art der Beihilfe (Zuschuss/Zuweisung)
sowie Hdhe der flr das Vorhaben bendtigten 6ffentlichen Finanzierung.

Berechnung von Beihilfeintensitat und beihilfefahigen Kosten (Artikel 7 AGVO)

Fur die Berechnung der Beihilfeintensitat und der beihilfefahigen Kosten werden die Betrage vor Abzug von
Steuern und sonstigen Abgaben herangezogen. Die beihilfefahigen Kosten sind durch schriftliche
Unterlagen zu belegen, die klar, spezifisch und aktuell sein missen.

Kumulierungsregel (Artikel 8 AGVO)

Auf der Grundlage der AGVO gewahrte staatliche Beihilfen kénnen mit anderen staatlichen Beihilfen
kumuliert werden, sofern diese MaBnahmen unterschiedliche bestimmbare beihilfefahige Kosten betreffen.
Mit anderen staatlichen Beihilfen flr dieselben, sich teilweise oder volistandig Uberschneidenden
beihilfefahigen Kosten ist eine Kumulation zuldssig, wenn durch diese Kumulierung die héchste nach der
AGVO fur diese Beihilfen geltende Beihilfeintensitat beziehungsweise der hdochste nach der AGVO fur diese
Beihilfen geltende Beihilfebetrag nicht Uberschritten wird.

Veroéffentlichung (Artikel 9 AGVO)

Informationen Uber jede Einzelbeihilfe von Gber 500 000 Euro werden gemal Artikel 9 Absatz 1
Buchstabe c in Verbindung mit Anhang Ill der AGVO auf einer ausfuhrlichen Beihilfe-W ebsite veréffentlicht.
Beihilfefahige Kosten

Beihilfefahige Kosten sind die Kosten des fur die jeweilige MaBnahme einschlagigen Artikels der AGVO.
Geltungsdauer der AGVO (Artikel 58 Absatz 5 in Verbindung mit Artikel 59 AGVO)

Die Freistellungstatbestande der AGVO gelten bis zum 31. Dezember 2023 zuzuglich einer
Anpassungsperiode von sechs Monaten, mithin bis zum 30. Juni 2024.

Solite die AGVO nicht verléngert oder durch eine neue Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung ersetzt
werden, oder werden relevante inhaltliche Veranderungen der derzeitigen AGVO vorgenommen, besteht
die Verpflichtung, die jeweils aktuelle Fassung der AGVO im Férdervollzug anzuwenden.

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 24.06.2022 Seite 7von 7



	Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Förderung von aus dem Europäischen Sozialfonds Plus mitfinanzierten Vorhaben der Förderperiode 2021–2027 (ESF Plus-Richtlinie SMS)
	I. Allgemeine Regelungen
	II. Besondere Regelungen
	III. Inkrafttreten und Außerkrafttreten
	Anlage (zu Ziffer I Nummer 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa)


